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Arbeitnehmerfreizügigkeit: 2009 oder 2011? 

 
Die Probleme der Steuerung der 
Arbeitsmigration nach Deutschland 
sind vielfältig und facettenreich. 
Die Bundesregierung hat dazu am 
16. Juli 2008 ein Aktionsprogramm 
beschlossen, dass die Arbeitsmig-
ration zur Sicherung der Fachkräf-
tebasis in Deutschland nutzen will. 
Teil dieses Programms ist das Ge-
setz zur Steuerung der Arbeitsmi-
gration (Bundestag Drucksache 
16/10288 vom 22.9.2008), das die 
Zuwanderung von ausländischen 
Fachkräften erleichtern soll und 
unter Federführung des Bundesin-
nenministeriums entstanden ist. 
Zugleich kam die Bundesregierung 
jedoch überein, bei der EU-
Kommission die Verlängerung der 
Beschränkung des Arbeitsmarktes 
bis Ende April 2011 zu beantragen. 

 
Steuerung der Arbeitsmigration 

Der Bundestag stimmte dem Gesetz 
zur Steuerung der Arbeitsmigration in 
der Fassung des Innenausschusses (BT 
DS 16/10914) am 13. November mit 
den Stimmen der Koalition aus 
CDU/CSU und SPD bei Gegenstimmen 
der Fraktion der FDP und Enthaltung 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und der Fraktion Die Linke zu. Nach-
dem der Bundesrat, dem das Gesetz 
hinsichtlich der Höhe der Einkommens-
grenzen und der Mindestinvestitionsbe-
trages für  Zuwanderer nicht weit ge-
nug ging, den Vermittlungsausschuss 
anrief, wurde das Gesetzt am 17. und 
19. Dezember auf der Grundlage des 
Ergebnisses des Vermittlungsausschus-
ses vom Bundestag und Bundestag be-
schlossen (BT DS 16/11390) und wird 
zum 1. Januar 2009 in Kraft treten. Für 
die Erteilung einer Niederlassungser-
laubnis gelten dann die Beitragsbe-
messungsgrenze der allgemeinen Ren-
tenversicherung von 63.600 Euro oder 
ein Mindestinvestitionsbetrag von 
250.000 Euro. 

Mit dem neuen Steuerungsgesetz wird 
vor allem aber der der deutsche Ar-
beitsmarkt für Akademiker aus den 
neuen EU-Staaten vollständig geöffnet. 
Mussten Arbeitgeber bislang nachwei-
sen, dass kein Bewerber aus Deutsch-
land die Aufgabe erfüllen konnte, wird 
diese Vorrangprüfung künftig entfallen. 
Für andere Arbeitskräfte aus den neu-
en EU-Staaten bleibt der Zugang je-
doch weiter beschränkt: Die Übergang-
regeln, die den in der EU geltenden 
Grundsatz der Freizügigkeit für die ost- 
und mitteleuropäischen Staaten maxi-
mal sieben Jahre lang einschränken, 
sollen nach dem Willen der Bundesre-
gierung bis 2011 verlängert werden. 
Die Opposition kritisiert dieses Vorha-
ben. Die FDP-Fraktion fordert, die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit sofort und un-
beschränkt zu gewähren (Antrag 
16/10310). Die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen (Antrag 16/10237) möchte 
die  "Abschottungspolitik“ ebenfalls be-
enden. Sie tritt gleichzeitig für flächen-
deckende Mindestlöhne ein, um der 
Angst vor Lohnkonkurrenz durch Ar-
beitskräfte aus dem Osten die Grund-
lage zu entziehen. Damit ist ein weite-
res Arbeitsmarktpolitisches Streitthema 
angesprochen. 

 
Übergangsregelungen zur  
Arbeitnehmerfreizügigkeit 

Für die mittel- und osteuropäischen 
Staaten, die am 1. Mai 2004 bzw. am 
1. Januar 2007 (Bulgarien und Rumä-
nien) der EU beigetreten sind, sehen 
der Beitrittsvertrag bzw. die Beitritts-
akte im Bereich der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit und für Deutschland und Ös-
terreich auch für einige Dienstleis-
tungssektoren bis zur Herstellung voll-
ständiger Freizügigkeit zum 1. Mai 
2011 (bzw. 1.1.2014) Übergangsrege-
lungen vor. Zweck der Regelungen ist 
es, den alten Mitgliedsstaaten ange-
sichts des großen wirtschaftlichen und 
sozialen Gefälles die Möglichkeit zu ge-
ben, ihre Arbeitsmärkte und Wirt-
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schafts- und Sozialpolitik an die erwei-
terte Union anzupassen. 

Es gilt ein flexibles so genanntes 
"2+3+2"-Modell. Die bisherigen Mit-
gliedstaaten können während einer 
Übergangszeit von zunächst zwei Jah-
ren Maßnahmen treffen, um den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt für Staatsan-
gehörige der Beitrittsländer abwei-
chend vom Prinzip der Arbeitnehmer-
freizügigkeit zu regeln (1. Phase). Die 
Regelungen können - nach einer Über-
prüfung auf Basis eines Berichts der 
EU-Kommission - um weitere drei Jah-
re (2. Phase), sowie danach im Falle 
schwerer Störungen des Arbeitsmark-
tes oder der Gefahr einer solchen Stö-
rung noch einmal um zwei Jahre ver-
längert werden (3. Phase). Darüber 
hinaus können von Deutschland und 
Österreich auch grenzüberschreitende 
Dienstleistungen im Baugewerbe ein-
schließlich verwandter Wirtschafts-
zweige sowie in der Gebäude-, Inven-
tar- und Verkehrsmittelreinigung sowie 
Innendekoration eingeschränkt wer-
den, soweit der Zugang zum Arbeits-
markt nach obigem "2+3+2"-Modell 
beschränkt ist. Beide Länder haben 
diese Übergangsbestimmungen bisher 
genutzt. 

Ähnliche Übergangsregelungen, die 
sich damals bereits bewährt haben, 
gab es beim Beitritt Griechenlands 
1981 sowie Spaniens und Portugals 
1986. Für die Staatsangehörigen von 
Zypern und Malta galt dagegen das 
Freizügigkeitsrecht seit dem Beitritt  
2004 uneingeschränkt. Die 3. Phase 
des Übergangsregimes beginnt am 1. 
Mai 2009. Für die Staatsangehörigen 
von Bulgarien und Rumänien beginnt 
die 2. Phase am 1. Januar 2009.  

Von der ersten Phase bis 2006 haben 
alle alten EU-Staaten mit Ausnahme 
Großbritanniens, Irlands und Schwe-
dens Gebrauch gemacht. 2006 öffne-
ten auch Finnland, Griechenland, Ita-
lien, Portugal und Spanien ihre Ar-
beitsmärkte. 2007/08 folgten Luxem-
burg, die Niederlande und Frankreich. 
Die EU-Kommission hatte Anfang 2006 
in ihrem Bericht dafür plädiert, die Ar-
beitsmärkte zu öffnen, da ein größerer 
Anstieg der Wanderungsbewegung 
nicht zu erwarten sei und die Wande-
rung zudem positive Auswirkungen auf 
die Wirtschaft in den alten Mitglieds-
staaten hätte. Von Deutschland wurde 
kritisiert, dass diese Empfehlung die 
unterschiedliche arbeitsmarktpolitische 

und wirtschaftliche Situation der EU-
Staaten sowie deren geographische 
Lage nicht berücksichtige. Gerade die-
se besonderen Umstände seien aber 
für Deutschland ausschlaggebend. 

Schon bei den Koalitionsverhandlungen 
2005 hatten sich CDU/CSU und SPD 
auf eine weitere Nutzung der Über-
gangsregelung verständigt. Mit Hinweis 
auf die hohe Arbeitslosigkeit gerade bei 
gering qualifizierten Personen und im 
Bereich der neuen Bundesländern, die 
unmittelbar an die neuen EU-Staaten 
angrenzen, auf das starke Arbeitskräf-
teüberangebot und die Tendenzen zum 
Sozialdumping in verschiedenen 
Dienstleistungsbranchen sowie mit 
Blick auf die geographische Lage, die 
zu einer verstärkten Arbeitsmigration 
von Grenzpendlern führen werde, ent-
schied die Bundesregierung deshalb 
2006, an der Steuerung der Arbeits-
migration aus den neuen Mitgliedsstaa-
ten als einem notwendigen Instrument 
festzuhalten.  

Bei hoher Arbeitslosigkeit sei nicht mit 
positiven Effekten, sondern mit ver-
stärkten Spannungen auf dem Ar-
beitsmarkt und Druck auf die Löhne zu 
rechnen. Die Beschränkungen seien 
folglich arbeitsmarktpolitisch geboten 
und auch wirtschaftspolitisch vernünf-
tig, da sie den Außenhandel in keiner 
Weise behinderten, heißt es in einer 
Verlautbarung der Bundesagentur für 
Arbeit von 2006 zur „Verlängerung der 
Übergangsregelung bei der Arbeitneh-
merfreizügigkeit bis 2009“. Darin wird 
zugleich darauf hingewiesen, dass der 
deutsche Arbeitsmarkt keineswegs ab-
geschottet sei. Es gebe spezielle Zu-
gangsmöglichkeiten für Bürger der 
neuen EU-Staaten. Immerhin 0,9 Pro-
zent der Beschäftigten in Deutschland 
kämen aus den neuen EU-Staaten. 
Damit liege die Migration nach 
Deutschland nicht signifikant über oder 
unter der Migration in andere alte Mit-
gliedstaaten. Allerdings ist der Anteil 
Deutschlands am Zuwanderungsstrom 
aus den acht neuen EU-Staaten in die 
alten von 2000 auf 2006 von knapp 60 
auf gut 37 Prozent gefallen, während 
er in Großbritannien von 7,6 auf über 
25 Prozent gestiegen ist.  

 
Verlängerung der  
Übergangsregelung 2009? 

Da sich an den geschilderten Rahmen-
bedingungen trotz der in Deutschland 
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um rund zwei Prozent auf unter drei 
Millionen (7,1 %) gesunkenen Arbeits-
losigkeit grundsätzlich nicht viel geän-
dert hat, mit der Finanz- und Wirt-
schaftskrise in den nächsten zwei Jah-
ren schwere Zeiten erwartet werden 
und nicht zuletzt im nächsten Jahr Eu-
ropa- und Bundestagswahlen sowie 
fünf Landtagswahlen und sieben Kom-
munalwahlen in Ländern anstehen, will 
die Bundesregierung auch die Option 
auf die dritte und letzte Phase des Ü-
bergangsregimes bis 31. April 2011 
nutzen.  

Der CDU-Abgeordnete Michael Henn-
rich begründete dies bei der ersten Le-
sung des Steuerungsgesetzes für Ar-
beitsmigration im Bundestag am 25. 
September. Er verwies dabei u.a. auf 
die in Großbritannien gemachte Erfah-
rung der Zuwanderung vor allem in 
den Bereich der nicht oder gering qua-
lifizierten Arbeit, auf die trotz Mindest-
lohnregelungen vorhandene Ausbeu-
tung und schlechte soziale Versorgung 
der Migranten, die die dortigen Behör-
den nach deren eigener Aussage über-
forderten. Die Probleme bei den Sai-
sonarbeitskräften in der Landwirtschaft 
seien dagegen nicht auf eine fehlende 
Arbeitnehmerfreizügigkeit, sondern auf 
die Konkurrenz auf dem Markt für die-
se Arbeitskräfte zurückzuführen. Die 
volle Freizügigkeit mit dem Wettbe-
werb um die besten Köpfe hätte zudem 
zur Folge, dass durch den Wegzug 
wichtiger Fachkräfte die davon betrof-
fenen ärmeren Länder in manchen Be-
reichen wie zum Beispiel der Gesund-
heitsversorgung in ihren Zukunftschan-
cen beeinträchtigt würden. Dass fast 
alle EU-Staaten darüber hinaus die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit für Rumänen 
und Bulgaren beschränken, zeige die 
Akzeptanz der Übergangsbestimmun-
gen als Instrument der schrittweisen 
Anpassung. 

Neben Deutschland strebt lediglich Ös-
terreich die Verlängerung der Be-
schränkung an. Alle anderen EU-
Staaten haben ihre Arbeitsmärkte für 
die Beitrittsstaaten von 2004 bereits 
geöffnet. Dänemark und Belgien wollen 
dies bis Ende April 2009 tun. 

Befürworter der Aufhebung der Be-
schränkungen der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit wie die Bundesvereinigung der 
Arbeitgeberverbände BDA verweisen 
auf die Vorteile einer stärkeren wirt-
schaftlichen Dynamik und eines insge-
samt wachsenden Arbeitsplatzangebots 

auch für Inländer, die dadurch entste-
hen würden sowie auf den sich ab-
zeichnenden Fachkräftemangel in 
Deutschland. Der BDA empfiehlt aller-
dings, gezielte branchen- oder regio-
nalspezifisch begründete Begrenzun-
gen zu prüfen, um den gegebenenfalls 
weiter notwendigen Schutz vor Wett-
bewerbsnachteilen durch Verdrän-
gungseffekte oder ansonsten zu erwar-
tender erheblicher Verwerfungen zu 
gewährleisten. 

Eine Arbeitsgruppe des deutsch-
tschechischen Gesprächsforums der 
Deutschen Gesellschaft für Auswärtige 
Politik (DGAPaktuell Juli 2008 Nr. 5) 
warnt vor dem voraussehbaren „politi-
schen Schaden auf europäischer Ebe-
ne“, den eine weitere Arbeitsmarktbe-
schränkung verursache. Die neuen EU-
Bürger würden weiter als Bürger „zwei-
ter Klasse“ behandelt.  

Die „Kopernikus-Gruppe“, ein Kreis von 
deutschen und polnischen Geisteswis-
senschaftlern und Publizisten, argu-
mentiert, der Anteil der Migranten aus 
den Beitrittsländern an der Zahl der 
ausländischen Arbeitnehmer sei sowie-
so nur bescheiden. Die Bundesregie-
rung und Öffentlichkeit gingen von fal-
schen Voraussetzungen aus, da es sich 
nurmehr um eine zeitweise und kurz-
fristige Arbeitsmigration handele, die 
keinen bleibenden Verlust für die Hei-
matländer und keine Belastung für das 
aufnehmende Land darstelle. Zur Ver-
meidung regionaler Asymetrien sei die-
se Form der Migration jedoch unab-
dingbar. Zudem seien bei weiterer Zu-
gangsbeschränkung zum Arbeitsmarkt 
negative Auswirkungen auf die Er-
schließung von Auslandsmärkten und 
auf die grenzüberschreitende Tätigkeit 
von Unternehmen gerade in der Grenz-
region zu befürchten. Schließlich wird 
gefragt, wo die Willkommenskultur in 
Deutschland bleibe und behauptet, der 
Buchstabe des Beitrittsvertrages wi-
derspreche hinsichtlich der Übergangs-
regelung „dem Geist der europäischen 
Verträge“, indem er die Freiheit der 
Bürger der neuen Mitgliedstaaten ein-
schränke. Daher appelliert die „Koper-
nikus-Gruppe“ in ihrer Erklärung vom 
Dezember 2008 an die Bundesregie-
rung, „kurzfristige Interessenlagen 
hintan zu stellen, das Vernünftige zu 
tun und im europäischen Geist zu han-
deln, d.h. die Übergangsfrist 2009 
nicht zu verlängern“.  
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Da die angeführten Behauptungen 
nicht mit Fakten unterlegt und die mit 
der Arbeitsmarktöffnung verbunden 
Probleme nicht behandelt werden, ist 
der Aufruf des Kopernikus Kreises we-
nig überzeugend, seine Vernunft ist re-
lativ. Mit Blick auf das kommende 
Wahljahr und die Wirtschaftskrise, 
werden sich die politischen Entschei-
dungsträger die Konsequenzen einer 
vollen Arbeitsmarktöffnung genau ü-
berlegen. Denn im Gegensatz zu intel-
lektuellen Beraterkreisen werden sie 
für die Folgen der getroffenen Ent-
scheidung in Haftung genommen. 

 
Auswirkungen der polnischen  
Arbeitsmigration 

Zahlen und Fakten liefert ein Bericht, 
den der Fachbereich Europa der Wis-
senschaftlichen Dienste des Bundesta-
ges am 28. November 2008 zu den 
Auswirkungen des EU-Beitritts Polen 
auf die Arbeitsmärkte herausgegeben 
hat (Nr. 29/08 von Maciej Lasota und 
Margot Heimbach). War Deutschland in 
Bezug auf polnische Arbeitsemigranten 
noch 2002 mit 294.000 Personen das 
mit Abstand größte Aufnahmeland in 
der EU, änderte sich dies bis Ende 
2007. Jetzt lag Großbritannien mit 
690.000 polnischen Arbeitsmigranten 
in Führung vor Deutschland mit rund 
490.000. In Irland wuchs die Zahl der 
polnischen Migranten zur gleichen Zeit 
auf ca. 200.000 an.  

Das bisweilen vorgebrachte Argument, 
die Arbeitsmarktbeschränkung konter-
kariere die Ziele des kulturellen Aus-
tausches und der Völkerverständigung 
scheint angesichts dieser Zahlen und 
über einer Million polnischsprachiger 
Bevölkerung in Deutschland (manche 
polnische Interessengruppen sprechen 
sogar von über zwei Millionen „Polen“ 
in Deutschland, um ihre Bedeutung zu 
betonen) wenig stichhaltig.  

Die Abwanderung ist zweifellos ein 
wichtiger Faktor zur rapiden Senkung 
der Arbeitslosenquote in Polen von 
19,5 Prozent im Mai 2004 auf 6,5 Pro-
zent im September 2008 gewesen. 
Auch wenn in Polen mittlerweile in be-
stimmten Bereichen wie dem Bauwe-
sen und Gesundheitssystem teilweise 
ein Mangel an Fachkräften herrsche, 
könne aber nicht von einem klassi-
schen brain drain, der generellen Ab-
wanderung hoch qualifizierter Fach-
kräfte, gesprochen werden, heißt es in 

dem Bericht mit Bezug auf Einschät-
zungen des Polnischen Komitees für 
Europäische Integration. Besorgniser-
regend seien allerdings die Phänomene 
des youth drain und brain waste: ü-
berwiegend junge Menschen suchen im 
Ausland Arbeit; viele Menschen mit a-
kademischer Ausbildung verrichten 
dort nur einfache Arbeiten. Die zu er-
wartenden Arbeitskraftdefizite werden 
voraussichtlich zu einer weiteren Stei-
gerung der Löhne und Arbeitskosten 
und demzufolge auch der Preise in Po-
len führen, was zugleich eine tenden-
zielle Annäherung an die Verhältnisse 
in Deutschland bedeutet. 

Nachdem die Bilanz in den Aufnahme-
staaten zunächst generell positiv ge-
wesen sei, zeigten sich jetzt jedoch 
auch negative Folgen. Ein Großteil der 
Einkünfte der polnischen Arbeitnehmer 
gehe zurück nach Polen und komme 
nicht dem Konsum im Gastland zugute. 
Durch den Nachzug von Familienange-
hörigen würden die Sozialsysteme be-
lastet. Der schwieriger werdende Ar-
beitsmarkt mache die Arbeit suchen-
den Polen immer öfter zur Konkurrenz 
für einheimische Arbeitslose. 

Da die Schonfrist für den deutschen 
Arbeitsmarkt 2011 definitiv abläuft, gilt 
es entsprechende Vorbereitungen für 
die Öffnung zu treffen: Bedingungen 
für einen fairen Wettbewerb zwischen 
in- und ausländischen Arbeitskräften 
sind zu schaffen, die ein Lohndumping 
ausschließen; die Flexibilität des Ar-
beitsmarktes muss erhöht werden; die 
Integration von Zuwanderern aus den 
EU8-Staaten in das deutsche Sozialsys-
tem ist in einer Weise zu gestalten, 
dass dabei keine zusätzlichen gesell-
schaftlichen Kosten entstehen, da 
Deutschland gerade hier in besonde-
rem Maße weiter an den wirtschaftli-
chen Lasten der Wiedervereinigung zu 
tragen hat; schließlich muss auch die 
Öffentlichkeit über die Bedingungen 
und Folgen der Marktöffnung aufge-
klärt werden. 

 


